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			1  Einleitung

			1.1  Problemstellung

			Im Zuge der Perestroika in der Sowjetunion nahmen die regionalen Konflikte im ehemaligen Ostblock zu. Regional gesehen vollzogen sich diese Konflikte vor allem in Jugoslawien, dem Baltikum und im Kaukasus, einer Region, in der so viele Sprachen gesprochen werden, dass diese Region Berg der Sprachen genannt wird. Einer dieser Konflikte ist der Bergkarabach- Konflikt, ein Konflikt zwischen Armenien und Aserbaidschan (vgl. Aslanyan 2018: 23). Einer der Konfliktpartner ist Armenien, „das älteste christliche Land der Welt“ (Hansen 2013:13), welches eine leidvolle Geschichte hinter sich hat. Diese besteht aus Fremdherrschaft sowie Verfolgungen und Ermordungen (vgl. ebd.). Ab 1988 wuchs der armenische Kampf um Bergkarabach zu einem Aufstand gegen die Nationalitätenpolitik Moskaus und endete in einem Systemwechsel (vgl. Hansen 2020: 80, 81).

			Die Perestroika führte in den Sowjetrepubliken zu einem größeren Freiheitsdrang und es entfaltete sich eine Eigendynamik. So wurden auf einmal die Forderungen der Armenischen Kommunistischen Partei wieder lauter. Es bestand daher die Möglichkeit zu einem politischen Protest. Bereits 1987 kam es in den Straßen Armeniens zu Demonstrationen. Drei Delegationen aus Bergkarabach reichten daraufhin ihre Petitionen beim Obersten Sowjet ein. Durch die immer weiter zunehmende Schwäche der UdSSR konnte der Bergkarabach-Konflikt erneut ausbrechen (vgl. ebd.: 74).

			Die Emanzipationsbestrebungen der nichtrussischen Völker wurden durch die Reformpolitik Gorbatschows wieder bestärkt. Die Nationalitätenkonflikte lösten den Beginn des sowjetischen Desintegrationsprozesses aus (vgl. Willershausen 2020: 43). Dadurch entstand aus Protest des aserbaidschnischen KGBs gegen die neue Politik Gorbatschows im Jahr 1987 mit dem Rücktritt Heydar Alievs der eigentliche Berg-Karabach-Konflikt (vgl. national leader 2022: 48).

			Die erste Petition zur Rückforderung Bergkarabachs erfolgte 1987, in Jerewan wurde das Komitee zur Rückforderung Bergkarabachs von Intellektuellen und Wissenschaftlern gegründet (vgl. Benedickter C.H. 2011: 78). In Baku setzten am 19. Februar 1988 Gegenproteste ein, die in Jerewan ebenfalls Massenkundgebungen zur Folge hatten, durch welche die Karabach-Armenier unterstützt wurden. Bis zu einer Million Menschen gingen in Jerewan auf die Straßen (vgl. Aslanyan 2018: 56). Der Wunsch nach einer Wiedervereinigung der Karabach-Armenier mit Armenien verursachte bei den Aserbaidschanern ein nationalistisches Erwachen. Daraufhin erfolgte ein aserbaidschanischer Gegenprotest in der bergkarabachischen Kreisstadt Asekeran. Diese Protestwelle sollte von dutzenden Milizverbänden des aserbaidschanischen Innenministeriums aufgehalten werden. Zwei Aserbaidschaner wurden dabei getötet, außerdem wurde 50 weitere Aserbaidschaner verletzt (vgl. ebd.: 57). Dennoch wurde der Transfer der Region Bergkarabach von Aserbaidschan nach Armenien am 20. Februar 1988 beim Obersten Sowjet beantragt. Massive Demonstrationen in Jerewan unterstützten dieses Vorhaben. Die aserbaidschanische Reaktion darauf fiel aber sehr hart und gewalttätig aus (vgl. Hansen 2020: 75). Daraufhin organisierte die aserbaidschanische Regierung die ersten Pogrome gegen die armenischen Mitbürger in aserbaidschanischen Städten. Die ersten Gräueltaten fanden im Jahr 1988 in der Industriestadt Sumgait statt. Dieses Pogrom galt als die schlimmste Auseinandersetzung in der Sowjetunion (vgl. Aslanyan 2018: 60).

			Am 27. Februar 1988 hielt der Staatsparteichef D.M. Muslimzade seine berühmte Hassrede gegen die Armenier. Weiterhin forderte er die armenische Bevölkerung auf, Angriffe auf Aserbaidschaner auszuführen (vgl. ebd.: 61). Banden mit Einwohnerlisten plünderten daraufhin die Wohnungen ihrer armenischen Mitbürger. Frauen wurden vergewaltig und verstümmelt. Es kam auf einer Entbindungsstation sogar zu Massakern an armenischen Neugeborenen. Erste- Hilfe-Rufe versagen, da die Zufahrtsstraßen gesperrt waren. Die lokalen Behörden konnten dem Massaker kein Ende bereiten. Erst am 1. März 1988 griff das Militär ein (vgl. ebd.).

			Aserbaidschan macht für die Pogrome sowjetische Geheimdienste verantwortlich. Dieses Statement wurde in einer Erklärung des aserbaidschanischen Außenministeriums veröffentlicht. Armenien hingegen wies die Schuld aserbaidschanischen Nationalisten zu (vgl. Aserbaidschan KGB 2018: 1). Das Pogrom von Sumgait war aber kein Einzelfall. Diese Pogrome wiederholten sich in anderen aserbaidschanischen Städten, wie in Baku, Kirowabad, Schemacha, Schamchor und Mingetschewir. Weitere Unruhen vollzogen sich in Kirowabad, der zweitgrößten Stadt Aserbaidschans. Viele der 45.000 armenischen Mitbürger wurden misshandelt, getötet oder gezwungen, die Stadt zu verlassen. Trotz der eingesetzten sowjetischen Truppen, die die Sicherheit der Armenier gewährleisten sollten, kam es zu Todesopfern (vgl. Aslanyan 2018: 63). Leider wurde der zunächst positive Demokratisierungsprozess durch den vollständigen Zusammenbruch der Ende der 80er Jahre privatisierten Wirtschaft unterbrochen. Ursachen waren u. a. der Verlust der Absatzmärkte der vormaligen UDSSR sowie die Zerstörung der Infrastruktur (vgl. Hansen 2020: 81). Bergkarabach wurde von der Sowjetregierung ungerecht behandelt, außerdem waren die Armenier darüber enttäuscht, dass der Oberste Sowjet die Sonderverwaltung des Gebietes aufgelöst hatte (vgl. Aslanyan 2018: 59).

			Am 18. Mai 1990 wurde das Amt des Präsidenten der Republik Aserbaidschan geschaffen, den Posten übernahm Ajas Mutelibow, der Erste Sekretär der AKP. Er ließ sich nach dem Vorbild des Generalsekretärs der KPDSU vom Obersten Sowjet mit allen Vollmachten eines Präsidenten ausstatten. Heydar Alijew, ein ehemaliger KGB-Chef Aserbaidschans, trat wieder auf die politische Bühne Aserbaidschans. Er genoss den Ruf des Landesvaters (vgl. Babajew A. 2014: 45, 46). Somit war der sowjetische Geheimdienst KGB der Initiator für das Pogrom in Sumgait (vgl. Aserbaidschan: KGB 2018: 1). Im Dezember 1991 erklärte Gorbatschow seinen Rücktritt aus der UdSSR. Der Unionsvertrag wurde am 12. Dezember 1991 vom russischen Parlament gekündigt. Die UDSSR wurde am 26. Dezember 1991 in RSFSR umbenannt (vgl. Willershausen 2002: 48).

			Armeniens und Aserbaidschans Unabhängigkeitserklärungen wurde ab 1991 international anerkannt, während dieses Recht Bergkarabach international verweigert wurde (vgl. ebd.). Eine besondere Rolle kam bei dem erneuten Aufflammen des uralten historischen Konflikts um Bergkarabach wieder dem regionalen Akteur Russland zu, da das Interesse Russlands an der Beeinflussung postsowjetischer Staaten trotz allem weiter fortschreitet (vgl. Hansen 2020:16). Ziel dieser Masterarbeit ist es zu beweisen, das Geheimdiensteliten, wie der aserbaidschanische Geheimdienst mit dem KGB-General Heydar Alijew, aber auch ein externer Akteur den Bergkarabach-Konflikt angezettelt haben.

			1.2  Theoretischer Hintergrund

			Für die Zeit nach 1991 kann die Theorie des Neorealismus angewendet werden. Im Neorealismus wird davon ausgegangen, dass Sicherheitsinteressen dominieren. Staaten stehen unter einem Selbsterhaltungstrieb und verweigern jegliche Kooperation. Da es keine Welt-Regierung gibt muss davon ausgegangen werden, dass eine potentielle Kriegsgefahr besteht. Der Neorealismus setzt Prinzipien des Realismus der Autoren Morgenthau oder Kissinger fort. Der Neorealismus ist eine Theorie von Kenneth Waltz aus dem Jahr 1979, beschrieben in Waltz Buch Theories of international politics. Sein Einfluss ist prägend für die zwischenstaatlichen Beziehungen. Der Neorealismus unterscheidet sich vom Realismus dadurch, dass er Krieg nicht mit der Natur des Menschen erklärt (vgl. Schöning 2006: 65). Der Neorealimus untersucht zwei Aspekte. Er sucht nach einer Erklärung, warum die bipolare Welt trotz ihrer Aufrüstung und des Ost-West-Konflikts sowie diverser Phasen der Annäherung und Konfrontation erstaunlich stabil und kriegsabgeneigt ist. Er möchte das Wiedererstarken Europas und Japans zu erklären.

			Weiterhin verdeutlicht die Theorie, dass das System der USA nicht stabil ist. Waltz zeigt durch den Neorealismus eine allgemeine Theorie in den internationalen Beziehungen, die den Krieg und auch den Frieden erklärt (vgl. ebd.: 66/67). Zentral dabei ist die Fragestellung, warum sich Staaten trotz unterschiedlicher politischer Systeme und Ideologien sich ähnlich in Bezug auf ihre Außenpolitik verhalten. Mächtige Staaten müssen immer damit rechnen aus ihrer Vormachtstellung herausgefordert zu werden. Weiterhin erklärt der Neorealismus warum in bestimmten Perioden sehr viele Kriege auftraten. Diese Theorie konzentriert sich dabei auf „high politics“. Der bedeutendste Vertreter des Neorealismus ist Kenneth Waltz mit seiner umfassenden Theorie hinsichtlich der internationalen Beziehungen. Der Grad der Abstraktion ist bei Waltz seht groß, weshalb viele Leser Probleme haben seine Theorie mit ihren politischen Alltagserfahrungen in Einklang zu bringen. Zunächst muss das eigentliche Theorie- Gebäude erklärt werden. Waltz hält daher eine neue Theorie in den internationalen Beziehungen für nötig (vgl. ebd.: 68).

			Zunächst muss der Systembegriff definiert werden, damit eine Theorie in den internationalen Beziehungen analysiert werden kann. Waltz unterteilt das internationale System in zwei Elemente- die Akteure oder Einheiten sowie die seperate structure. Beide Elemente werden im Neorealismus getrennt voneinander untersucht (vgl. ebd.: 70). Staaten werden im Sinne des Reduktionismusverbots als einheitliche Akteure verstanden. Ihr Innenleben ist für den Neorealismus jedoch ohne Bedeutung. Die innere Gestaltung der Staaten ist aus Sicht der Neorealisten vernachlässigbar. Sie ist eine black box. Die trennenden Elemente zwischen den Staaten werden dabei ausgeblendet. Es wird davon ausgegangen, dass alle Staaten in ihrem Kern identisch sind. Dabei wird beim Neorealismus kritisiert, dass zentrale Element für die Analyse vernachlässigt bleiben. Dieses schadet dem Verständnis von politischen Prozessen. Waltz antwortet daraufhin, dass man für eine bestimmte Fragestellung in die Staaten hineinsehen kann. Es ist jedoch nicht das Ziel eine Theorie in der Außenpolitik zu entwickeln, es geht eher um die Entwicklung allgemeiner Tendenzen (vgl.ebd.: 71).

			Waltz definiert seine Struktur unabhängig von den Akteuren und ihren Interaktionen. Damit unterscheidet sich der Neorealismus von anderen Theorien in den internationalen Beziehungen. Das bedeutet, dass im Neorealismus die Struktur des internationalen Systems einen eigenständigen kausalen Einfluss auf die Staaten ausübt. Akteure verhalten sich daher in bestimmten Situationen grundsätzlich ähnlich. Die Struktur des internationalen Systems ist aber so nicht direkt beobachtbar. Daher muss sie abstrakt modelliert werden (vgl. ebd.: 72 /73).

			Eine weitere angewendete Theorie ist das Werk von Zbiegniew Brzinski: The Grand Failure: The Birth and Death of Communism in the 20th century. Der Kreml hat die allgemeine Krise des Kapitalismus immer wieder proklamiert. Sie ist tatsächlich im Gang. Außerdem passt sie zur gegenwärtigen Situation in der Welt. Das Wort Kommunismus wird dabei in Verbindung mit der Sowjetunion gebracht. Der Kommunismus ist das Gegenteil vom Kapitalismus. Der Kapitalismus ist eine Demokratie, in der Unternehmer frei sind. Dies ist das genaue Bild der Gegenwart. Diese Definition schließt jedoch die allgemeine Krise des Weltkommunismus mit ein. Ihre Intensität ist aber von Land zu Land verschieden. Anhand von Tabellen lässt sich diese Krise in den einzelnen kommunistischen Staaten verdeutlichen. Für den Kommunismus ist Erfolg gleichbedeutend. Je weniger Zwang erforderlich ist, um die totale Kontrolle über die Bevölkerung zu erhalten, umso größer ist der Erfolg des Kommunismus (vgl. Zbiegniew 1990: 233).

			Der sowjetische Staats- und Parteichef Michael Gorbatschow war in Bezug auf einige schreckliche Befürchtungen jedoch eher sensibel und unterscheidet sich damit von seinen Vorgängern. Deshalb verließ er diesen brutalen Weg mehr als einmal um auf die Massen beruhigend zu wirken. Ziel Gorbatschows war es die Version vom schrecklichen Gespenst, wie die Sowjetunion in der Weltöffentlichkeit dargestellt wurde aus dem kulturellen Gedächtnis auszulöschen. Er wollte das Gerücht beseitigen, dass es in der Sowjetunion ebenfalls zu ähnlichen Massenmorden, wie in der chinesischen Kulturrevolution kommen könnte. Dazu äußerte Gorbatschow am 13. Oktober 1987 (vgl. Zbiegniew 1990: 61):

			“The restructuring process and developing socialism need talented, highly moral cadres which are seized completely by the idea of the revolutuionary renewal of society and which are closed tot he people… When I put the matter this way, I do not at all, want it to be understood as an appeal-as once was the case during the years of the Cultural Revolution in China-to open fire on the functionarities. No, no comrades…” (ebd.: 61)

			In Bezug auf den Ersatz der Nomenklatur äußerte Gorbatschow (vgl. ebd.): 

			“Such an approach does not mean at all a disrespectful attitude towards the cadres, for our cadres, our intelligensia, are talented people and should be pampered.” (ebd).

			Der letzte sowjetische Staats- und Parteichef Gorbatschow versuchte, sich in den Mantel des Leninismus zu verhüllen. Damit zeichnete sich ab, dass er die Position der Orthodoxie einnahm. Er rief zu öffentlichen Debatten auf, womit er jedoch die sowjetischen Parteifunktionäre nicht beruhigen konnte. Gorbatschow war Hüter der Partei. Sein Buch „Perestroika“ welches er mit Gleichgesinnten geschrieben hatte, stellte eine Anklage gegen die sowjetische Realität dar. Obwohl er darauf bedacht war, die üblichen leninistischen Grundsätze zu wiederholen, erinnerte dieser Fall an die Argumente die früher osteuropäische kommunistische Führer und ­Theoretiker vorgebracht hatten, die vom Kreml als Revisionisten verurteilt wurden (vgl. ebd.: 62). Im Streben nach Perestroika entstanden internationale Debatten. Sie beinhalten zehn große ineinandergreifende Fragen. Die lange etablierte Fassade der sowjetischen Einheit wurde langsam zerbrochen. Jedes dieser Hauptdiskussionsthemen neigte dazu sich mit anderen Themen zu überschneiden. Dadurch sind die Reichweite und die Kraft der Auseinandersetzung zwischen den politisch oder sozial bewussten Gruppen der sowjetischen Gesellschaft erweitert und intensiviert worden (vgl. ebd.: 65).

			“The ten central areas of public debate included the following: (1) economic reform; (2) social prirorities; (3) political democratisation; (4) role oft he party; (5) ideology, religion and culture; (6) history of stalinism; international national Problems; (8) domestic coverns oft he war in Afghanistan; (9) foreign and defensive politics; (10) the Soviet block and the world communist movement” (ebd. 65/66).

			Die größte Reichweite in der Perstroikareform erzielte die ökonomische Reformpolitik. Die Reform im ökonomischen Sektor hatte die Debatte über die wirtschaftliche Zukunft der Sowjetunion intensiviert. In diesem Prozess wurden alte / neue Wunden geöffnet. Bis Januar 1988 waren etwa 60 % der sowjetischen Industrieunternehmen auf das neue System der erweiterten Verantwortung für die Festlegung ihrer eigenen Preise und Einbehaltung eines Teils des Gewinns umgestellt. Auch kleine Genossenschaften wurden umgestellt, ganz besonders der Dienstleistungssektor. Bis Mitte 1988 sollte es 13.000 solcher Genossenschaften mit 300.000 Beschäftigten geben. Den Bauern wurde es gestattet Land zu pachten. Damit sollte die Versorgung der Städte verbessert werden (vgl. ebd.: 66).

			Gorbatschow hatte noch weitere ambitionierte Pläne für seine Wirtschaftsreformen. Es sollten vor allem die Bürokratie als auch unnötige Jobs eliminiert werden. Insgesamt fielen darunter sechs Millionen Arbeitsplätzte (vgl. ebd.). Angesichts des Aufmaßes der zentralisierten Wirtschaft waren die tatsächlichen Schritte bestenfalls ein bescheidener Anfang. Gorbatschows Reformen ließen zu mindestens das System der kollektiven Landwirtschaft den am stärksten in der SU gefährdeten Sektor, im Wesentlichen unberührt. Das führte dazu, dass die wirtschaftlichen Aussichten der Sowjetunion getrübt wurden. Tatsächlich zogen die Reformen Verwerfungen nach sich. Der Prawda-Bericht von 1987 erwartete Fälle von Panik um erwartete höhere Preise und die Beschuldigung „ideologisch-gespenstige Reformen“ durchgeführt zu haben, weil sie absichtlich die Angst der Weltöffentlichkeit gefördert hatten. Außerdem trug das Gespenst der Arbeitslosigkeit zu einem Gefühl des Unbehagens bei. Die plötzliche Dezentralisierung des Außenhandelsapparates der SU sorgte bei vielen ausländischen Geschäftsleuten für Verwirrung Die Zahl der unnötigen Jobs in der Sowjetunion wurde von dem Ökonomisten Abel Aganbegyan auf 16 Millionen geschätzt (vgl. ebd.). Angesichts des Ausmaßes der zentralisierten Sowjetwirtschaft waren die tatsächlich durchgeführten Schritte zu mindestens nur ein bescheidener Anfang, das System der kollektiven Landwirtschaft der am meisten umnachtete Sektor der sowjetischen Wirtschaft blieb noch weitgehend unberührt. Das allein diente schon dazu die wirtschaftlichen Aussichten des Landes noch mehr zu verschlechtern. Darüber hinaus führte die anfängliche Reform tatsächlich zu Verwerfungen, als die Prawda am 29. Oktober 1987 von so einem Fall berichtete. Es entstand eine Panik, da man Preissteigerungen befürchtete. Ideologische Reformen verursachten Schuldzuweisungen und schürten bewusst öffentliche Ängste (vgl. ebd.).

			Das Gespenst der Arbeitslosigkeit trug zu einem wachsenden Gefühl des Unbehagens bei der sowjetischen Bevölkerung bei. Die plötzliche Dezentralisierung des Außenhandels sorgte für Verwirrung bei ausländischen Geschäftsleuten. Sie beschwerten sich über das dadurch entstandene Chaos der Entscheidungsfindung. Nach einem kurzen Wirtschaftswachstum, sowie einem erneuten Aufruf zu Reformen seitens Gorbatschows verlangsamte sich die Wirtschaft erneut. Das Wachstum der Arbeitsproduktivität ging im Zeitraum von 1987–1988 weiter zurück (vgl. ebd.). Der führende sowjetische Ökonom L.I. Albakin, der Leiter des sowjetischen Instituts für Wirtschaft, sagte dazu Folgendes. 

			“Ist important to make it emphatically clear that there has been no radical breakthrougt in the economy and it has no emerged from a state stagnation. In the past two years the national income…has grown at a slower rate than the stagnation years (of the Brezhnev era).” (ebd.: 67).

			Die offensichtliche Besorgnis der Öffentlichkeit über die ungewissen Folgen, sowie die Reformen wurden von einer weitreichenden Debatte begleitet. Wissenschaftler und Ökonomen die Gorbatschow unterstützten und argumentierten, dass den ersten Schritten eine dramatische und umfassende Demontage des dezentralisierten Planungsapparates folgen müsse, der ihrer Meinung nach zurzeit mit der Aufgabe überfordert sei, die jährlichen Pläne für 24 Millionen Produktionsartikel zu koordinieren. Die zentrale Planwirtschaft muss durch einen modifizierten Marktmechanismus ersetzte werden, was den Willen implizierte, die Realität der strukturellen Arbeitslosigkeit zu akzeptieren, sowie dem tiefen Scheitern der ideologisch bedingten Kollektivierung der Landwirtschaft entgegentreten. Nikolay Shmelyov, ein weiterer führender Ökonom der Gorbatschow-Ära, sagte dazu: (vgl. ebd.) 

			“At one time we proclaimed the slogan of “liquidating the kulaks,” but essentially we ended up eleiminating the peasantry…We must call things by their proper names: foolishness, incompetence as incompetence, Stalinism in action as stalinism in action…Perhaps we will lose our ideological virginaty, but it now exists only in the fairy-tale editorials of news.papers. There is more theft and graft than ever under this virginity.” (ebd.).

			Das Dilemma der kommunistischen Partei war am stärksten auf dem Gebiet des Glaubens sichtbar. Diese Gründe, die bei Lenin und Stalin auftraten attackieren nun die intellektuelle Gemeinschaft und verwirrten die Ideologen der Partei (vgl. ebd.).

			Das Dilemma der Partei war am intensivsten auf dem Gebiet des Glaubens sichtbar. Die Frage lautete: Was sollte von oben auferlegt werden und inwiefern sollten persönliche Werte, Ästhetik und Überzeugungen eine private Domäne sein, die nicht der Parteikontrolle unterlagen? Dieses Problem, das scheinbar ein für alle Mal von Lenin und Stalin gelöst wurde, erregte jetzt die intellektuellen Gemeinschaften und verwirrte die Ideologen der Partei. Das ideologische Fundament des Systems geriet daher in tiefe Schwierigkeiten. Nicht nur praktische Entwicklungen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik weisen von lang auf behaupteten Varianten hinweg. Das ideologische Fundament des Systems geriet in tiefe Schwierigkeiten. Es weisen nicht nur praktische Entwicklungen in Wirtschaft und Gesellschaft und Politik von langen Varianten hinweg. Die ideologische Kontrolle über Parteien wegweisen das gesellschaftliche Wertesystem (vgl. ebd.). Zbiegniew Brzezinski formulierte für die Kaukasusregion Folgendes (vgl. Aslanyan 2018: 9). Folglich hat die Region nach Ansicht der USA folgende Ziele: 

			“Folglich muss die amerikanische Außenpolitik den geopolitischen Aspekt der neu entstandenen Lage im Auge behalten und ihren Einfluss in Eurasien so einsetzen, das ein entstandenes Gleichgewicht mit den Vereinigten Staaten als politischem Schiedsrichter entsteht.” (ebd.) 

			Es geht um die Rivalität der USA als See und Landmacht, vor allem geht es uns um die Eindämmung des Machtausbau Russlands (vgl. ebd.).

			Die amerikanische Außenpolitik lässt sich mit der Theorie des Konservatismus, bzw. Neokonservatismus erklären. Diese Theorie verfolgt das Prinzip einer historischen Kontinuität, sowie die Verteidigung traditioneller Institutionen. Dieses war für den europäischen Konservatismus von entscheidender Bedeutung. Im Jahr 1950 konnte daher noch keine amerikanische Tradition des Konservatismus ausgearbeitet werden (vgl. Keller 2008: 38). Der Konservatismus ist eine ökonomische Theorie. Als Grundlage dafür ist das Werk von Friedrich von Hayeks: The road to Serfdom zu nennen. Dieses Buch ist das Standardwerk der Nachkriegszeit, welches die zentralistische staatorientierte Wirtschaftspolitik kritisiert. Haek ist heute der Inbegriff des liberitären Flügels des amerikanischen Konservatismus (vgl. ebd.: 39). Die zweite Ausprägung des Konservatismus betrifft die Version von Richard Weavers: Ideas have consequences. Dieses Werk gehört zu den kulturpessimistischen Dekadenztheorien und stellt die Theorie mit der größten Prägnanz, sowie Breiten- und Tiefenwirkung dar. Weavers kritisiert den Verfall der westlichen Kultur, daher ist er mit dem gesellschaftlichen Liberalismus nicht einverstanden (vgl. ebd.: 39).

			Ein anderer Vertreter aus Chicago, wie Weavers, ist das Werk von Allan Bloom The Closing of the American Mind. Die philosophische Auseinandersetzung mit konservativen Prinzipien ergibt eine weitere Ausprägung des amerikanischen Konservatismus. Ein Vertreter dieser Strömung ist Peter Vierecks Conservatism Revisited, eine Studie über den konterrevolutionären Charakter des Konservatismus seit dem Jahr 1815. Dabei erklärt Viereck die aktive Kraft des amerikanischen Konservatismus. Er geht davon aus, dass es nicht ausreicht das Bestehende zu bewahren, es geht darum Verirrungen zu korrigieren (vgl. ebd.).

			Im neuen Konservatismus besteht das Problem einer gewissen intellektuellen und geistesgeschichtlichen Schizophrenie. In der politisch-ideologischen Tradition der Vereinigten Staaten ist man von der amerikanischen Verfassung ausgegangen, sie hat einen liberalen Geist, genau wie die federal papers. Beides sind liberale Dokumente. Louis Hartz bezeichnet die USA als „Lockian society“. Dabei vergleicht er Amerika mit John Lockes Naturzustand. Amerikas Gründungsdokumente spiegeln die Prinzipien von John Locke wider (vgl. ebd.: 40). Die amerikanische Rechte ist staatsfeindlich wie keine andere moderne politische konservative parteipolitische Strömung. Grover Norquist, der einflussreiche republikanische Lobbyist, der Präsident der american tax reform, erklärt dazu: “My goal ist o cut goverment in half in twenty- five years, to get in down tot he size where we can drown in the bathtub” (ebd.: 41). Dazu gibt es in Europa keine Entsprechung. Die Amerikaner geben der Freiheit den Vorzug vor der Gleichheit, dies ist im Gründungsmythos verankert. Eine weitere Strömung ist der Patriotismus, der auch bei den Konservativen ausgeprägt ist (vgl. ebd.: 41).

			Praktisch wurde diese Theorie bei US-Präsident Ronald Reagan umgesetzt. Seine außenpolitische Rhetorik wurde durch drei Elemente bestimmt. Zunächst ist Reagans unglaublicher Nationalstolz zu nennen. Diesen zeigt er in Bildern des gemeinschaftlichen Aufbruchs. Dieses Bild verband er mit der Identifizierung des Sowjetkommunismus als politischen Gegner der USA. Weiterhin verband Reagan mit seinem Patriotismus den baldigen Sieg der USA über die Sowjetunion und dem damit verbundenen Triumph Amerikas, dass seine Werte in der ganzen Welt verbreiten sollte (vgl. ebd.: 106). Der optimistische Fortschrittsglaube ist aber nicht für den klassischen Konservatismus typisch. Er gehört eher zur liberalen Theorie der USA. Dazu zählt das amerikanische Leitbild des Freiheitsideals. Ronald Reagan, ein Mann aus einfachen Verhältnissen verkörperte diesen american dream. Dieses Motiv prägte Reagans Innen- und Wirtschaftspolitik. In der Außenpolitik verpflichtete sich Reagan auf das Bild Amerikas als „Kämpfer für das Gute“. Das Problem lag im amerikanischen Selbstzweifel hervorgerufen durch den Schock der Niederlage im ­Vietnamkrieg (vgl. ebd.: 107). Das Leitbild Reagans, das des optimistischen Natio­nalstolzes entsprach den Vorstellungen neokonservativer Vordenker. Das betraf auch das zweite Motiv Reagans. Er identifizierte die Sowjetunion als das moralische und politische Gegenteil zu den USA. Reagans ganzes Leben wurde durch einen sehr starken Antikommunismus geprägt. Diese Erfahrung sammelte Reagan bereits während seiner Schauspielkarriere. Seinen Höhepunkt im Kampf gegen die Kommunisten erreichte Reagan im Jahr 1983, in dem er die Sowjetunion als „evil empire“ bezeichnete (vgl. ebd.).

			Reagan hielt seinen eigenen Anspruch für die amerikanischen Ideale einzustehen und den Sowjetkommunismus endgültig zu besiegen seine ganze Amtszeit aufrecht. Deutliche Echos waren die Rede zur Lage der Nation im Jahr 1984 und auch Reagans Wahlkampfreden. Dabei bereif sich Reagan auf seine schlichten Grundüberzeugungen (vgl. ebd.: 113). Reagan steht für amerikanische Stärke, sowie einen ideologischen Antikommunismus, die eine wertbasierte und zu Konfrontationen bereite Außenpolitik erfordern. Dazu gehören die internationale Kooperation und ein großes Durchhaltevermögen (vgl. ebd.: 113). Reagan unterstützte antikommunistische Guerrillas in der dritten Welt. Die Schwächung der Sowjetunion war allgemein das nationale Interesse Amerikas (vgl. ebd. 114).

		


		
			Die restlichen Kapitel sind in der Vollversion des E-Books verfügbar.
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